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A n t r a g
(Alternativantrag)

der Fraktion DIE LINKE

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
- Drucksache 5/2411-

Finanzielle Entlastung von Kinderwunschpaaren

Einkommensunabhängige künstliche Befruchtung er-
möglichen

I.	 Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat dafür ein-
zusetzen, dass die im Jahr 2004 erfolgten Kürzungen in § 27a des 
Fünften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) bei der künstlichen Be-
fruchtung zurückgenommen werden und diese Leistungen auch für 
eingetragene Lebenspartnerschaften ermöglicht werden. Hierzu be-
darf es folgender Änderungen im Sozialgesetzbuch V - Gesetzliche 
Krankenversicherung:
1.	 In § 27a Abs. 1 Nr. 2 SGB V muss die Beschränkung auf drei Ver-

suche wieder geändert  und vier Versuche ermöglicht werden.
2.	 § 27a Nr. 3 SGB V wird ersatzIos gestrichen.
3.	 In § 27a Nr. 5 SGB V wird das Wort "Ehegatten" durch das Wort 

"Frau" und das Wort "haben" durch das Wort "hat" ersetzt.
4.	 Die in § 27a Abs. 3 SGB V erfolgten Einschränkungen des Lebens-

alters sollen wieder zurückgenommen werden. Frauen und Män-
nern soll auch jenseits dieser strikten Altersgrenzen die Möglich-
keit gegeben werden, einen Antrag auf künstliche Befruchtung zu 
stellen, bei dem die Krankenkassen einen Ermessensspielraum 
zur Entscheidung haben.

5.	 Die in § 27a Abs. 3 SGB V erfolgte Einschränkung der Kosten-
übernahme auf 50 vom Hundert wird rückgängig gemacht. Frauen, 
denen aufgrund eines ärztlichen Attestes eine künstliche Befruch-
tung genehmigt wird, sollen wieder eine volle Kostenerstattung 
erhalten.

II.	 Die Landesregierung soll sich im Bundesrat dafür einsetzen, dass 
der Bundeszuschuss an die Gesetzliche Krankenversicherung um die 
notwendige Summe erhöht wird, um die vollständige Kostenübernah-
me für Maßnahmen der künstlichen Befruchtung zu gewährleisten.
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Begründung:

Mit einer Kostenübernahme von weiteren 25 Prozent, wie sie die Frak-
tionen der CDU und der SPD vorschlagen, sind wesentliche Probleme 
noch nicht gelöst. Zum einen verbleiben den Betroffenen ein Eigenan-
teil von 25 Prozent. Je nach medizinischem Aufwand kann sich diese 
auf 2 250 bis 2 700 Euro belaufen.
Wenn sich die Personen für einen vierten - bislang nicht finanziell un-
terstützten - Versuch entscheiden, können die Kosten, die selbst getra-
gen werden müssen, auf 5 250 bis 6 300 Euro ansteigen. Es liegt also 
auf der Hand, dass sich auch das nur Menschen mit einem guten Ein-
kommen leisten können. Deshalb allein 2004 die Zahl der künstlichen 
Befruchtungen fast halbiert worden und im Jahr 2005 noch einmal ge-
sunken. Das führt nicht selten dazu, dass drei Embryonen eingesetzt 
werden, um die Anzahl der kostenträchtigen Versuche zu minimieren. 
Dies wiederum erhöht die gesundheitlichen Risiken für Mutter und Kinder
enorm. Zwillings- oder Drillingsschwangerschaften sind - trotz fortge-
schrittener Medizintechnik - nach wie vor mit wesentlich höheren Be-
lastungen verbunden. Oft raten die Ärzte aber auch zu einer Reduktion, 
also der Abtötung eines oder zweier Embryonen bzw. Föten. Das kann 
nicht im Sinne des Gesetzgebers sein.
Das Gleiche gilt für die Einschränkung auf drei Versuche. Wer sich den 
vierten Versuch nicht mehr leisten kann, wird bei den ersten drei Versu-
chen höhere Risiken eingehen.
Wir lehnen aber auch die strikte Altersbeschränkung ab und plädieren 
für die vormalige Regelung der Ermessensspielräume.

Für die Fraktion:

Blechschmidt


